
Bundesrat Drucksache 47/1/04

03.02.04

...
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Straße 192, 50735 Köln

Telefon: 0221/97668-0, Telefax: 0221/97668-338
ISSN 0720-2946

E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

AS

zu Punkt ... der 796. Sitzung des Bundesrates am 13. Februar 2004

Viertes Gesetz zur Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialpolitik

empfiehlt dem Bundesrat zu verlangen, dass zu dem am 11. Dezember 2003 vom
Deutschen Bundestag verabschiedeten Vierten Gesetz zur Änderung des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch der Vermittlungsausschuss gemäß Artikel 77 Abs. 2 des
Grundgesetzes aus folgenden Gründen einberufen wird:

1. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 127a Abs. 2 SGB VI)

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 127a Abs. 2 wie folgt zu fassen:

"(2) Im Vereinigungsbeschluss müssen insbesondere Festlegungen über Name
und Sitz der neuen Landesversicherungsanstalt und - bei länderübergreifender
Vereinigung - über die prozentuale Aufteilung ihres Stellenvolumens auf die
Gebiete der Länder getroffen werden, auf die sich die an der Vereinigung betei-
ligten Landesversicherungsanstalten erstrecken. Der Beschluss bedarf der Ge-
nehmigung und Zustimmung der für die Sozialversicherung zuständigen ober-
sten Landesbehörden der betroffenen Länder."
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(noch Ziffer 1)

Begründung:

Die Formulierung entspricht weitgehend dem vom Bundesrat beschlossenen
Entwurf. Auf die Begründung wird insoweit verwiesen. Der Zusatz des Zu-
stimmungserfordernisses stellt sicher, dass – entsprechend dem Gemeinsamen
Konzept für die Organisationsreform der Gesetzlichen Rentenversicherung –
die Prüfung der Länder die Kriterien der Wirtschaftlichkeit und Stabilität sowie
die Fragen von Namen, Sitz und prozentualer Stellenaufteilung einbeziehen
kann und sich nicht in einer Rechtmäßigkeitsprüfung erschöpft.

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 127a Abs. 3 Satz 2 SGB VI)

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 127a Abs. 3 Satz 2 wie folgt zu fassen:

"Die Aufsichtsbehörde genehmigt im Einvernehmen mit den Aufsichtsbehörden
der übrigen betroffenen Länder die Satzung und die Vereinbarung, beruft die
Mitglieder der Organe und bestimmt den Zeitpunkt, an dem die Vereinigung
wirksam wird."

Begründung:

Entgegen der vom Bundestags-Ausschuss vertretenen Ansicht ist die aufsichts-
rechtliche Zuordnung erst mit Abschluss des Fusionsprozesses, also nach Ge-
nehmigung der Satzung gegeben. Die Einbeziehung aller Länder, auf die sich
die neue Landesversicherungsanstalt erstreckt, erleichtert den Fusionsprozess
insgesamt.

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 127a Abs. 4 SGB VI)

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 127a Abs. 4 wie folgt zu fassen:

"(4) Beschlüsse der Vertreterversammlung der neuen Landesversicherungsan-
stalt, die von den Festlegungen über Name, Sitz oder über die Aufteilung des
prozentualen Stellenvolumens auf die beteiligten Länder abweichen, bedürfen
ebenfalls der Genehmigung und Zustimmung der für die Sozialversicherung zu-
ständigen obersten Landesbehörden der betroffenen Länder."
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(noch Ziffer 3)

Begründung:

Die Regelung stellt – wie schon der vom Bundesrat beschlossene Entwurf –
sicher, dass die zentralen Festlegungen des Vereinigungsbeschlusses nicht oh-
ne Länderbeteiligung abänderbar sind. Ansonsten wird auf die Begründung zu
1. verwiesen.


